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Grundfragen der Fortsetzungsfeststellungsklage (Teil 1)

Dr. Bodo Klein, Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern

1 Bedeutung

Verwaltungsakte beinhalten administrative Entscheidungen bestimmter Einzelfälle gegenüber dem Bürger. Abgesehen von den Fällen der Befristung durch Festlegung einer Anfangsfrist und der aufschiebenden Bedingung werden sie nach Art. 43 Abs. 1 BayVwVfG
 mit der Bekanntgabe wirksam und entfalten von diesem Zeitpunkt an die in der jeweiligen Regelung vorgesehenen Rechtswirkungen. Sie binden in erster Linie die erlassende Behörde und den Betroffenen, daneben gegebenenfalls aber auch Außenstehende. Als Dauerverwaltungsakte können sie für einen längeren Zeitraum gelten. Als Beispiel sei hier etwa eine Gewerbeerlaubnis genannt, deren Regelungswirkung sich unter Umständen über Jahre erstreckt. Dies bedeutet aber nicht, dass derartige Verwaltungsakte unbegrenzte Gültigkeit besitzen. Vielmehr endet ihre Wirksamkeit mit der Erledigung.
 In anderen Rechtsgebieten ist die Geltungsdauer von Verwaltungsakten weitaus kürzer. Verwiesen sei hier vor allem auf das Polizeirecht und das allgemeine Sicherheitsrecht, wo viele Anordnungen ihrer Natur nach lediglich auf kurze Zeit angelegt sind.
 

Dies bleibt nicht ohne Auswirkungen auf den Rechtsschutz des Bürgers im Klageverfahren. So ist eine Aufhebung eines belastenden Verwaltungsaktes im verwaltungsgerichtlichen Anfechtungsverfahren nach Eintritt des erledigenden Ereignisses nicht mehr möglich mit der Folge, dass eine Anfechtungsklage nicht mehr in zulässiger Weise erhoben beziehungsweise fortgeführt werden kann.
 Das Verwaltungsgericht müsste eine gleichwohl erhobene Klage abweisen.

Während eines laufenden gerichtlichen Verfahrens bleiben dem Kläger zwei sich gegenseitig ausschließende Möglichkeiten.

	
	
	Erledigungserklärung

	Erledigung des Verwaltungsaktes
	
	

	
	
	Fortsetzungsfeststellungsklage


Welchen Weg er beschreitet, bleibt ihm in Konsequenz des Dispositionsgrundsatzes überlassen. Er kann die Hauptsache für erledigt erklären und Kostenentscheidung nach § 161 Abs. 2 VwGO
 beantragen, wenn er kein Interesse an der Fortsetzung des gerichtlichen Verfahrens hat. Bei der Erledigungserklärung handelt es sich um eine Ausprägung des Verfügungsgrundsatzes.
 Sein Wesen besteht darin, dass der Kläger über den Streitgegenstand und damit zugleich über Beginn und Ende des gerichtlichen Verfahrens bestimmen kann. Mit einer derartigen Erledigungserklärung trägt der Kläger dem Umstand Rechnung, dass sein Klageanspruch nach Klageerhebung gegenstandslos geworden ist. Es handelt sich bei der Erledigungserklärung um eine kraft Gesetzes zulässige besondere Form der Klageänderung. Sie ermöglicht dem Kläger der sonst zu erwartenden Abweisung der Klage zu entgehen. Erklärt dieser die Hauptsache für erledigt und stimmt der Behördenvertreter dem zu, ist der Rechtsstreit infolge übereinstimmender Erledigterklärung automatisch beendet. Das Verwaltungsgericht stellt durch Beschluss die Einstellung des Verfahrens fest und entscheidet nach § 161 Abs. 2 VwGO nach billigem Ermessen über die Kosten. Diese Entscheidung erfolgt unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes und richtet sich im Grundsatz nach dem mutmaßlichen Prozessausgang.

Neben der Erledigterklärung kann der Kläger auch den Weg der Fortsetzungsfeststellungsklage nach § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO beschreiten. Sie kommt als Ersatz für die Anfechtungsklage immer dann in Betracht, wenn der damit angegriffene Verwaltungsakt seine Wirksamkeit verliert, weshalb eine Aufhebung ausscheidet. In diesen Situationen bietet die Fortsetzungsfeststellungsklage dem Bürger die Möglichkeit, die bisherigen Verfahrensergebnisse noch einer Entscheidung zuzuführen, was vielfach Folgeprozesse vermeiden hilft.

Für einen Kläger bedeutet dies, dass unter Berücksichtigung des Zeitpunktes der Erledigung folgende Fallgestaltungen bei einer Klageerhebung zu unterscheiden sind:

	
	
	Belastender Verwaltungsakt
	
	

	

	
	
	
	

	Wirksamkeit
	
	Erledigung nach Klage-erhebung
	
	Erledigung vor Klageerhebung

	
	
	
	
	

	Anfechtungsklage
	
	Fortsetzungsfeststellungs-klage
	
	Erweitere Fortsetzungs-feststellungsklage


2 Die Fortsetzungsfeststellungsklage

2.1 Zulässigkeit der Fortsetzungsfeststellungsklage

Eine Klage kann nur dann zum Erfolg führen, wenn sie zulässig und begründet ist. Aus diesem Grund prüft das Gericht von Amts wegen zunächst ihre Zulässigkeit. Dies betrifft alle formellen Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Entscheidung in der Sache selbst ergehen kann. Wegen dieser Charakterisierung spricht man insoweit vielfach von Sachentscheidungsvoraussetzungen. Sie müssen aber erst am Schluss der letzten mündlichen Verhandlung vorliegen. Bis zu diesem Zeitpunkt kann eine Heilung –beispielsweise durch eine Nachholung der fehlenden Handlung- erfolgen, soweit dies der Sache nach möglich ist. So kann etwa ein Bevollmächtigter eine fehlende Vollmacht nachreichen.

Wie bei jeder anderen Klageart müssen auch bei der Fortsetzungsfeststellungsklage zunächst die allgemeinen Sachentscheidungsvoraussetzungen gegeben sein.
 Als Beispiel sei hier nur die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs genannt. Daneben stellt das Gesetz gerade für diese Klageart eine Reihe von besonderen Sachentscheidungsvoraussetzungen auf, die ebenfalls zu beachten sind:

	(
	Vorliegen der Voraussetzungen der ursprünglich erhobenen Anfechtungsklage

	(
	Erledigung des Verwaltungsaktes nach Klageerhebung

	(
	Umstellung des Klageantrags

	(
	Besonderes Rechtsschutzbedürfnis


Auch die Verwaltungsbehörde wird bei ihrer Vorbereitung des Prozesses die allgemeinen und besonderen Sachentscheidungsvoraussetzungen überprüfen, um bei deren Fehlen das Verwaltungsgericht im Rahmen der Klageerwiderung darauf hinzuweisen, damit die Klage als unzulässig abgewiesen wird. Dies ist vor allem dann von Bedeutung, wenn die Behörde das Gericht auf Gesichtspunkte hinweisen kann, die sie aufgrund ihrer Sachnähe zu dem Verfahren am besten kennt und die sich vielleicht nicht ohne weiteres aus den Akten ergeben. Eine sorgfältige Prüfung versetzt den Behördenvertreter in die Lage, seine Chancen optimal zu nutzen und dem Verfahren eine für ihn günstige Richtung zu verleihen, um am Ende den gewünschten Verfahrensausgang zu erreichen.

2.1.1 Voraussetzungen der Anfechtungsklage

Bei der Fortsetzungsfeststellungsklage handelt es sich um eine umgestellte Anfechtungsklage. Aus diesem Grund müssen zunächst die für die ursprünglich erhobene Anfechtungsklage erforderlichen allgemeinen und besonderen Sachentscheidungsvoraussetzungen im Moment der Erledigung des Verwaltungsaktes gegeben sein.
 War bereits die Anfechtungsklage unzulässig, kann eine Fortsetzungsfeststellungsklage nicht in zulässiger Weise erhoben werden.

2.1.1.1 Statthaftigkeit der Anfechtungsklage

Folglich muss der angegriffene Akt ein Verwaltungsakt im Sinne des Art. 35 BayVwVfG sein, der nach dem Gesetzeswortlaut jedenfalls bei Erhebung der Klage noch nicht seine Erledigung gefunden haben darf. Entscheidende Bedeutung kommt insoweit allein der objektiven Rechtslage zu. Auf die Meinung und den Vortrag des Klägers kommt es dagegen nicht an. Wenn die angegriffene Maßnahme nicht als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist, wäre eine Anfechtungsklage und damit auch eine Fortsetzungsfeststellungsklage nicht statthaft.

Bei erledigten Realakten und sonstigem schlichten Verwaltungshandeln kann § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO demnach keine Anwendung finden.
 Auch hier sind aber Fälle der Erledigung möglich. Als Beispiel sei hier etwa eine Klage auf Beseitigung eines Glascontainers genannt, der mittlerweile an einen anderen Standort verbracht wurde. Rechtsschutz bietet insoweit die allgemeine Feststellungsklage gerichtet auf die Feststellung des Vorliegens oder Nichtvorliegens eines vergangenen Rechtsverhältnisses.

2.1.1.2 Klagebefugnis

Neben der Statthaftigkeit der ursprünglichen Anfechtungsklage muss der Kläger die erforderliche Klagebefugnis im Sinne des § 42 Abs. 2 VwGO besitzen. Er muss plausibel geltend machen, durch den mittlerweile erledigten Verwaltungsakt in eigenen Rechten verletzt zu sein. Folglich reicht eine Interessenbeeinträchtigung nicht aus. Vielmehr muss eine Rechtsbeeinträchtigung gegeben sein. Als Rechte kommen nur subjektive Rechte in Betracht. Allgemein versteht man darunter die dem Einzelnen gewährte Möglichkeit, vom Staat oder einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsträger ein konkretes Tun, Dulden oder Unterlassen zu verlangen. Zu den subjektiven Rechten in diesem Sinne zählen vor allem die Grundrechte, welche den jeweiligen Trägern Abwehrrechte gegen staatliche Eingriffe einräumen. Neben den Grundrechten gewähren auch viele einfache Gesetze über das verfassungsrechtliche Mindestmaß hinaus weitere subjektive Rechte.

Jedoch kann an dieser Stelle dahinstehen, ob eine derartige Rechtsbeeinträchtigung im konkreten Fall tatsächlich vorliegt. Diese Frage wird erst im Rahmen der Begründetheitsprüfung aktuell. Für die Zulässigkeit der Klage genügt es, wenn eine entsprechende Beschwer nach dem Sachvortrag des Rechtsbehelfsführers möglich erscheint. Aus diesem Grund fehlt die Klagebefugnis lediglich in den Fällen, in denen die von dem Rechtsbehelfsführer geltend gemachten Rechte offensichtlich und eindeutig nach keiner Betrachtungsweise bestehen oder ihm zustehen können. Bei dem Adressaten eines belastenden Verwaltungsaktes erscheint die Feststellung einer derartigen Klagebefugnis unproblematisch, da er durch eine rechtswidrige Verfügung regelmäßig in seinen Grundrechten verletzt wird. Bei natürlichen Personen und juristischen Personen des Privatrechts besteht zumindest die Möglichkeit einer Verletzung der in Art. 2 Abs. 1 GG
 verbürgten allgemeinen Handlungsfreiheit. Dieses Grundrecht gewährt das Recht, von rechtswidrigen Eingriffen des Staates verschont zu bleiben.

Schließlich muss das Vorverfahren, soweit dies nach dem jeweils einschlägigen Landesrecht durchzuführen ist, erfolglos geblieben und die Klagefrist nach § 74 Abs. 1 VwGO eingehalten sein. Deshalb wäre beispielsweise eine Fortsetzungsfeststellungsklage, die sich gegen einen bereits vor Klageerhebung bestandskräftig gewordenen Verwaltungsakt richtet, als unzulässig abzuweisen.

2.1.2 Erledigung des Verwaltungsaktes

2.1.2.1 Zeitpunkt der Erledigung

Weiterhin fordert § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO nach seinem Wortlaut einen bestimmten zeitlichen Ablauf:

	Erlass des Verwaltungsaktes
	
	Erhebung der Anfechtungsklage
	
	Erledigung des Verwaltungsaktes
	
	Umstellung des Klageantrags


Der Verwaltungsakt muss sich nach Erhebung und vor Entscheidung der Anfechtungsklage tatsächlich erledigt haben mit der Folge, dass die zunächst erhobene Klage unzulässig geworden ist. Allein die Behauptung, dass die mit dem Verwaltungsakt verbundene Beschwer weggefallen sei, genügt für sich genommen nicht.

2.1.2.2 Begriff der Erledigung

Der Begriff der Erledigung wird in der Verwaltungsgerichtsordnung selbst nicht definiert. Insoweit bietet sich aber ein Rückgriff auf die Vorgaben des allgemeinen Verwaltungsrechts an. Mit der Erledigung sind alle in Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG genannten Situationen angesprochen. Von einer Erledigung im Sinne dieser Bestimmung ist auszugehen, wenn der Verwaltungsakt nicht mehr geeignet ist, rechtliche Wirkungen zu erzeugen, oder wenn die ihm ursprünglich innewohnende Sicherungsfunktion nachträglich entfallen ist.
 Die Erledigung führt grundsätzlich zum Erlöschen des Verwaltungsaktes mit Wirkung für die Zukunft. Tritt ein zur Erledigung führender Umstand ein, kann die Anfechtungsklage nicht weitergeführt werden, da ihr Ziel unerreichbar geworden ist.

2.1.2.3 Arten der Erledigung

Wann eine Erledigung eintritt, ergibt sich aus Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG. Bei den dort genannten Fallgestaltungen enden die Rechtswirkungen des Verwaltungsaktes automatisch. In den Fällen der Rücknahme, des Widerrufs oder der anderweitigen Aufhebung wurde der Verwaltungsakt durch die zuständige Instanz beseitigt und der Beteiligte damit klaglos gestellt. Bei der in Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG ebenfalls genannten Erledigung durch Zeitablauf verliert die Verfügung von einem bestimmten Zeitpunkt ab ihre regelnde Wirkung. Hier sind mehrere Fallgestaltungen zu unterscheiden. Befristete und auflösend bedingte Verwaltungsakte verlieren ihre Rechtswirkungen mit dem Ende der Frist oder mit dem Eintritt der Bedingung. Verwiesen sei hier nur auf ein zeitlich befristetes Hausverbot. Abgesehen von diesem eindeutigen Fällen muss die Frage, ob der Zeitablauf zur Erledigung führt, dem Regelungsgehalt des Verwaltungsaktes auf der Grundlage des jeweiligen materiellen Rechts entnommen werden. Im Vordergrund stehen hier einmalige Verfügungen, denen nur eine zeitlich begrenzte Regelungswirkung zukommt.

Die generalklauselartig bezeichnete anderweitige Erledigung betrifft vor allem höchstpersönliche und sachbezogene Anordnungen, bei denen der Beteiligte stirbt oder die Sache untergeht. Als Beispiel sei hier nur die endgültige Zerstörung des Gebäudes bei einer Abrissverfügung genannt.

Demgegenüber hat der bloße Vollzug einer Anordnung im Regelfall keine Erledigung zur Folge, da sie weiterhin die Grundlage der getroffenen Maßnahmen bildet.
 Der Verwaltungsakt ist weiterhin Rechtsgrundlage für die Folgen des Vollzugs. So erledigt sich ein auf eine Geldleistung gerichteter Verwaltungsakt nicht mit der freiwillig oder unfreiwillig erfolgten Zahlung. Für diese Auffassung spricht auch § 113 Abs. 1 Satz 2 VwGO, der die prozessuale Geltendmachung eines Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruchs in Verbindung mit der Aufhebung eines bereits vollzogenen rechtswidrigen Verwaltungsaktes zum Gegenstand hat. Diese Vorschrift setzt die Anfechtbarkeit des bereits vollzogenen Verwaltungsaktes voraus. Sie wäre sinnlos, wenn der Vollzug zwangsläufig zur Erledigung führen würde. Nur in Ausnahmefällen kann der Vollzug eine Erledigung zur Folge haben, wenn er den Verwaltungsakt derart erschöpft, dass aus ihm auch für die Zukunft keine Wirkungen hergeleitet werden können. Als Beispiel sei hier nur die Tötung eines seuchenverdächtigen Tieres genannt. Hier sind durch den Vollzug irreparable Tatsachen geschaffen worden. Eine Folgenbeseitigung mit Wirkung für die Zukunft ist daher ausgeschlossen.
Als Beispiel für die Erledigung eines Verwaltungsaktes nach Klageerhebung sei hier nur der Fall genannt, dass gegenüber dem Kläger ein Versammlungsverbot für eine Veranstaltung zu einem konkreten Zeitpunkt ausgesprochen wird und dieser das Verbot mit einer Anfechtungsklage angreift. Wenn der Termin für die Versammlung während des gerichtlichen Verfahrens verstreicht, erledigt sich das Verbot
 mit der Folge, dass eine Aufhebung nicht mehr möglich ist.

2.1.3 Umstellung des Klageantrags

Die Änderung des Klageantrags erfolgt nicht von Amts wegen. Vielmehr verlangt § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO für den Übergang zum Feststellungsbegehren einen entsprechenden Antrag. Nach Eintritt des erledigenden Ereignisses muss der Kläger seinen Antrag auf Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes umstellen. Dies stellt wegen § 173 VwGO i. V. m. § 264 Nr. 2 ZPO
 keine Klageänderung im Sinne des § 91 VwGO dar.
 Der Streitgegenstand ändert sich nicht, weil auf der Grundlage des bisherigen Sachverhalts lediglich eine Einschränkung erfolgt. Die Umstellung bedarf daher nicht der Zustimmung der anderen Verfahrensbeteiligten.

Eine Umstellung kann jedoch nur dann erfolgen, wenn die Beteiligten nicht bereits die Hauptsache für erledigt erklärt haben.
 Ein derartiger Antrag muss nicht als solcher bezeichnet werden. Vielmehr genügt es, wenn er sich aus dem Vorbringen des Klägers entnehmen lässt. Gerade bei prozessunerfahrenen Personen ist insoweit kein allzu strenger Maßstab anzulegen. Zudem muss das Verwaltungsgericht den Beteiligten nach § 86 Abs. 3 VwGO nach Eintritt der Erledigung auf die Möglichkeit der Antragstellung hinweisen. Reagiert der Kläger nicht auf einen dahingehenden Hinweis des Gerichts und hält weiterhin  an seinem Aufhebungsbegehren fest, ist die Klage unzulässig.

Der Antrag kann auch bereits in der Klageschrift hilfsweise für den Fall der Erledigung neben dem Aufhebungsantrag gestellt werden.
 Zwar ist die Klageerhebung wie alle anderen Prozesshandlungen bedingungsfeindlich. Dies bedeutet, dass die Rechtshängigkeit nicht von einem außerprozessualen Ereignis abhängig gemacht werden darf. Die Stellung des genannten Hilfs- oder Eventualantrags für den Fall, dass der Kläger mit seinem Hauptantrag nicht durchdringt, ist jedoch ohne weiteres zulässig, da hier nicht die Klage bedingt ist, sondern das Wirksamwerden eines einzelnen Klageantrags an einen innerprozessualen Umstand geknüpft wird. Das Verwaltungsgericht ist an die vom Kläger aufgestellte Reihenfolge gebunden. Über den Hilfsantrag darf erst entschieden werden, wenn dem Hauptantrag nicht entsprochen wird.

2.1.4 Besonderes Rechtsschutzbedürfnis

2.1.4.1 Grundlagen

Schließlich benötigt der Kläger ein besonderes Rechtsschutzbedürfnis. § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO fordert ein berechtigtes Interesse an der begehrten Feststellung. Dieses Erfordernis soll verhindern, dass die Verwaltungsgerichte auch dann über die Rechtswidrigkeit erledigter Verwaltungsakte entscheiden müssen, wenn diese für den Rechtsschutz des Beteiligten unerheblich geworden sind und der Beteiligte des beantragten Rechtsschutzes nicht mehr bedarf. Ein derartiges berechtigtes Interesse liegt immer dann vor, wenn die Feststellung diejenigen Interessen des Klägers ganz oder teilweise zu wahren imstande ist, die durch den erledigten Verwaltungsakt betroffen worden waren. Bei den berechtigten Interessen genügt jedes nach Lage des Falles anzuerkennende schutzwürdige Interesse. Dieses kann rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Art sein.
 Das Vorliegen eines berechtigten Interesses ist von Amts wegen zu ermitteln. Jedoch muss der Kläger die Umstände vortragen, aus denen sich sein Interesse ergibt.

Für die Beurteilung des Vorliegens eines Feststellungsinteresses ist nicht auf den Zeitpunkt der Erledigung, sondern auf den Schluss der letzten mündlichen Verhandlung abzustellen.
 Bei lang andauernden gerichtlichen Verfahren können sich daher durchaus Veränderungen ergeben. Fällt das berechtigte Interesse vor Schluss der mündlichen Verhandlung weg, so hat das Verwaltungsgericht die Klage wegen mangelnden Rechtsschutzbedürfnisses als unzulässig abzuweisen. Der Kläger kann der Prozessabweisung nur dadurch entgehen, dass er die Hauptsache für erledigt erklärt.

2.1.4.2 Einzelne Fallgruppen

Wann ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse vorliegt, ergibt sich vielfach aus der Rechtsprechung. Diese hat diese Voraussetzung durch die Herausbildung von Fallgruppen konkretisiert, deren Eingreifen regelmäßig ein berechtigtes Interesse indiziert.

	
	
	Wiederholungsgefahr

	
	
	

	Anerkannte Fallgruppen
	
	Rehabilitationsinteresse

	
	
	

	
	
	Präjudizwirkung der Entscheidung


2.1.4.2.1 Wiederholungsgefahr

Danach besteht ein Feststellungsinteresse vor allem bei Wiederholungsgefahr, sofern diese hinreichend konkret erscheint. Dies ist immer dann anzunehmen, wenn die hinreichend bestimmte Gefahr besteht, dass unter im Wesentlichen unveränderten tatsächlichen und rechtlichen Umständen ein gleichartiger Verwaltungsakt ergehen wird
, die Feststellung demnach für eine weitere behördliche Entscheidung Relevanz besitzt. Nicht ausreichend ist hingegen eine lediglich vage oder abstrakte Möglichkeit der Wiederholung.

Als Beispiel für eine hinreichend konkrete Wiederholungsgefahr sei hier nur die Ankündigung eines Versammlungsverbotes für weitere ähnliche Demonstrationen des Veranstalters genannt. Gleiches gilt bei einem Streit um versammlungsrechtliche Auflagen, wenn der Kläger auch künftig Versammlungen abhalten will, die zu gleichartigen Rechtsproblemen führen.
 Bei derartigen versammlungsrechtlichen Streitigkeiten ist die Wiederholungsgefahr unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Versammlungsfreiheit zu bestimmen. Vor diesem Hintergrund genügt es, dass der Betroffene für den Fall der Wiederholung seiner Handlung die Rechtsauffassung erfahren will, von der die beteiligte Behörde ausgehen muss.

Beispiel: Die kreisfreie bayerische Stadt Kohlensiepen hat durch eine verkehrsrechtliche Anordnung den Taxis in einer Reihe von Halteverbotszonen gestattet, zum Absetzen von Fahrgästen anzuhalten. Gegen diese Ausnahmeregelung erhob der Mietwagenunternehmer Windig Klage, weil die für Taxis geltende Regelung gegen den Gleichheitssatz verstoße. Während des Klageverfahrens gab Windig aus Altersgründen seinen Beruf auf. Er erklärte die Hauptsache für erledigt und beantragte nunmehr festzustellen, dass die Ausnahmeregelungen der Stadt rechtswidrig seien. Zwar wolle er den Beruf des Mietwagenunternehmers in Zukunft nicht mehr ausüben. Gleichwohl müsse der Stadt einmal das Unrecht ihres Handelns vor Augen geführt werden. Die Stadt Kohlensiepen widersprach der Erledigung nicht.

Durch die übereinstimmenden Erledigungserklärungen des Klägers und der beklagten Stadt wurde der Rechtsstreit in der Hauptsache beendet. Da jedoch der Kläger einen Antrag nach § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO gestellt hat, darf dass Gericht nicht durch Beschluss nach § 161 Abs. 2 VwGO entscheiden. Die nunmehr verfolgte Fortsetzungsfeststellungsklage ist jedoch schon deshalb unzulässig, weil der Kläger kein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat. Eine Wiederholungsgefahr kann ein derartiges Interesse nicht begründen, da der Kläger den Beruf des Mietwagenunternehmers überhaupt nicht mehr ergreifen will. Allein das beeinträchtigte Rechtsgefühl bildet kein ausreichendes Interesse im Sinne des § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO.

2.1.4.2.2 Vorliegen eines Rehabilitationsinteresses

Weiterhin kann sich das Feststellungsinteresse auf ein Rehabilitationsinteresse gründen. Letzteres ist regelmäßig dann gegeben, wenn die fragliche Verfügung einen nicht unerheblichen Eingriff in den grundrechtlich geschützten Bereich zur Folge hatte, der auch nach der Erledigung noch fortwirkt und eine diskriminierende Wirkung entfaltet. Dies betrifft alle Fallgestaltungen, wo die behördliche Anordnung das soziale Ansehen betroffen und damit eine Stigmatisierung verursacht hatte.

Als Beispiel sei hier nur der Fall genannt, dass gegenüber einem Gewerbetreibenden der Vorwurf der Unzuverlässigkeit erhoben wurde. In diesen Situationen wirkt der Verwaltungsakt immer noch im Sinne einer Ehrverletzung oder Rufschädigung nach. Etwas anderes soll nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts
 dann gelten, wenn das durch eine glücksspielrechtliche Anordnung untersagte Verhalten lediglich als objektiv strafbar bezeichnet wurde, ohne dass die Begründung des Verwaltungsaktes den Vorwurf eines schuldhaften Verhaltens enthält. Die bloße Einschätzung eines Verhaltens als objektiv strafbar hat keinen den Betroffenen diskriminierenden Charakter.

2.1.4.2.3 Präjudizwirkung der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung

Praktische Bedeutung für die Annahme eines berechtigten Interesses besitzt auch die Präjudizwirkung der begehrten verwaltungsgerichtlichen Feststellung. Dies betrifft vor allem den Fall, dass die Entscheidung des Verwaltungsgerichts über die Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes das Zivilgericht nach § 121 VwGO in einem nachfolgenden Amtshaftungsprozess oder sonstigem Entschädigungsprozess binden würde Eine derartige Bindungswirkung folgt aus der Gleichwertigkeit der Gerichtszweige.
 Sie erfasst in persönlicher Hinsicht die Beteiligten des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens und ist sachlich auf dessen Streitgegenstand beschränkt.

In diesem Zusammenhang wird ein Feststellungsinteresse angenommen, wenn die Klage im Zivilprozess bereits anhängig ist oder mit hinreichender Sicherheit zu erwarten ist.
 Zudem muss der Kläger überhaupt einen Vorteil von der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung haben. Deshalb darf die Klage vor dem Zivilgericht nicht offensichtlich erfolglos erscheinen. Bei der Prüfung dieses Ausschlusskriteriums ist ein strenger Maßstab anzulegen. Von einer offensichtlichen Aussichtslosigkeit ist nur dann auszugehen, wenn ohne eine ins Einzelne gehende Prüfung erkennbar ist, dass der behauptete Schadenersatzanspruch unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt bestehen kann.
 Der Misserfolg muss sich dem Verwaltungsgericht nach dem ihm vorliegenden Streitstoff geradezu aufdrängen. Dies betrifft etwa den Fall, dass der behauptete Anspruch schon verjährt ist.
 Dieser Fallgruppe liegt die Erwägung zugrunde, dass der bereits getätigte Aufwand dem Kläger zugute kommen soll, wenn und solange die begehrte Entscheidung für ihn einen Nutzen haben könnte.
 Der Kläger soll nicht ohne Not um die Früchte seiner bisherigen Prozessführung gebracht werden. Dabei kommt es aber nicht darauf an, ob das verwaltungsgerichtliche Verfahren tatsächlich bereits verwertbare Ergebnisse gebracht hat.

2.1.4.2.4 Weitere Fallgestaltungen

Die genannten Fallgruppen sind lediglich systematisierte Beispiele, welche in der Verwaltungspraxis die meisten Fälle erfassen. Die fehlende Subsumierbarkeit einer Konstellation unter eine Fallgruppe bedeutet daher nicht automatisch, dass ein Feststellungsinteresse fehlt. Dieses kann sich auch aus weiteren Gründen ergeben.
 So besteht ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes, wenn ihn die Behörde durch eine inhaltlich identische Verfügung ersetzt hat. Andernfalls hätte die Verwaltung die Möglichkeit, das Verfahren durch die fortwährende Auswechselung der Anordnung beliebig zu verzögern.
Teilweise werden von der Rechtsprechung in diesem Zusammenhang auch erledigte Verwaltungsakte angeführt, die mit einem schwerwiegenden Grundrechtseingriff verbunden sind.
 Pauschale Aussagen sind hier kaum möglich. Maßgeblich ist daher stets und ausschließlich die im konkreten Einzelfall gegebene Interessenlage.

� Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayRS 2010-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2018 (GVBl. S. 260).


� Ausführlich zur Erledigung von Verwaltungsakten Klein, apf 2002, 150ff.


� Siehe etwa Hofmann/Gerke, Allgemeines Verwaltungsrecht, 10. Auflage 2010, Rn. 995.


� Eingehend zu den Auswirkungen der Erledigung bei der Anfechtungsklage Klein, apf 2009, 247. – Vgl. auch Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO. 4. Auflage 2014, § 114 Rn. 237.


� Eine denkbare Klagerücknahme gemäß § 92 VwGO dürfte angesichts der obligatorischen Kostenfolge aus § 155 Abs. 2 VwGO kaum in Betracht kommen.


� Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 3. 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. Oktober 2017 (BGBl I S. 3546).


� Zum Verfügungsgrundsatz siehe etwa Schmitt Glaeser/Horn, Verwaltungsprozessrecht, 15. Auflage 2000, Rn. 538f.


� In der Ausbildung ist bei Übungs- und Prüfungsklausuren darauf zu achten, dass insoweit bei der Fertigung eines Aktenvermerks keine schematische Prüfung erfolgen darf. Deshalb finden die allgemeinen Sachentscheidungsvoraussetzungen für eine Klage –mit Ausnahme des Verwaltungsrechtswegs- nur dann Erwähnung, wenn sie problematisch erscheinen. Ansonsten bedürfen sie keiner Erörterung. Theoretische Ausführungen zu unproblematischen Voraussetzungen sind zu vermeiden.


� Vgl. etwa Mann/Wahrendorf, Verwaltungsprozessrecht, 4. Auflage 2015, Rn. 332; Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO. 4. Auflage 2014, § 114 Rn. 243. - Zur Zulässigkeit der Anfechtungsklage siehe etwa Klein, apf 2009, 246ff.


� Vgl. Ingold, JA 2009, 711.


� Vgl. nur  Sodan/Ziekow, Grundkurs Öffentliches Recht, 5. Auflage 2012, § 102 Rn. 2; Bamberger, in: Wysk, Kommentar zur VwGO, 2. Auflage 2016, § 113 Rn. 62.


� Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 24. Mai 1949 (BGBl. S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juli 2017 (BGBl. I S. 2347).


� Vgl. BVerwG, BauR 1999, 733f.; BVerwGE 92, 195/297; Fechner, NVwZ 2000, 121f.; Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO. 4. Auflage 2014, § 114 Rn. 247; Mann/Wahrendorf, Verwaltungsprozessrecht, 4. Auflage 2015, Rn. 320.


� Ähnlich Ingold, JA 2009, 711; Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht mit Verwaltungsprozessrecht, 10. Auflage 2012, Rn. 1422; Schmidt, in: Eyermann, Kommentar zur VwGO, 14. Auflage 2014, § 113 Rn. 81.


� Zur zeitlichen Geltungsdauer eines Versammlungsverbots vgl. OVG Hamburg, DVBl 1967, 422f.; Klein apf, 2002, 151.


� Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745).


� Ebenso Riese, in: Schoch/Schneider/Bier, Kommentar zur VwGO (Stand: Juni 2017), § 113 Rn. 109; Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO, 4. Auflage 2014, § 113 Rn. 241.


� Dies unterstreicht Martini, Verwaltungsprozessrecht, 6. Auflage 2017, 81.


� Vgl. BVerwGE 61, 128/134. Ebenso Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO, 4. Auflage 2014, § 113 Rn. 295; Kopp/Schenke, Kommentar zur VwGO, 22. Auflage 2016, § 113 Rn. 123; Bamberger, in: Wysk: Kommentar zur VwGO, 2. Auflage 2016, § 113, Rn. 58.


� Vgl. nur BVerwG, NVwZ 2007, 228; Schmidt, in: Eyermann, Kommentar zur VwGO, 14. Auflage 2014, § 113 Rn. 84.


� Vgl. Schmitt Glaeser/Horn, Verwaltungsprozessrecht, 15. Auflage 2000, Rn. 356; Bamberger, in: Wysk, Kommentar zur VwGO, 2. Auflage 2016, § 113 Rn. 76.


� Vgl. den Überblick bei Ingold, JA 2009, 712f.; Rozek, JuS 1995, 598ff.; Decker, in: Posser/Wolff, Beck´scher Online-Kommentar zur VwGO (Juli 2017), § 113 Rn. 87; Hofmann/Gerke, Allgemeines Verwaltungsrecht, 10. Auflage 2010, Rnrn. 1024ff.; Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 10. Auflage 2016, § 18 Rn 47ff.;


� So etwa BVerwG, NVwZ 2013, 1482; Schmidt, in: Eyermann, Kommentar zur VwGO, 14. Auflage 2014, § 113 Rn. 86.


� Vgl. VGH Mannheim, NVwZ-RR 1990, 602.


� Siehe etwa SächsOVG, SächsVBl 2016, 201.


� BVerG, BeckRS 54298.


� Vgl. zur Bindungswirkung BGHZ 146, 153/156; BGH, NVwZ 2009, 132.


� Vgl. nur Kronisch/Gohde, Behördenvertreter vor dem Verwaltungsgericht (1997), 68.


� So etwa BVerwG, NJW 1988, 926f.


� Siehe dazu Wolff, in: Sodan/Ziekow, Kommentar zur VwGO, 4. Auflage 2014, § 113 Rn. 279.


� Vgl. BVerwGE 106, 295/298.


� Dies unterstreicht Decker, in: Posser/Wolff, Beck´scher Online-Kommentar zur VwGO (Stand: Juli 2016), § 13 Rn. 87.5.


� Vgl. VG Magdeburg, NVwZ 2012, 433f. Ablehnend Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 15. Auflage 2017, Rn. 586, der zu Recht darauf hinweist, dass jeder rechtswidrige Verwaltungsakt in ein Grundrecht eingreift.





